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Schnellbricf 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Ausführung des Bundesbeamtengesetzes 

Bezug: Kleine Amnfragc 147 der Abgeordnelen Kühlthau, 
Naegel, Krammig, Dr. Hellwig und Genossen 
- Drucksache 1167 - 


Die Anfrage beehre idi mich wie folgt zu beantworten: 

Sogleich nach Verabsdiiedung des Bundesbeamtengesetzes ist geprüft 
worden, wie der Vorschrift des § 19 Abs. 2 und der dazu ge- 
faßten Entschließung des Deutschen Bundestages vom 2. Juni 1953 
Rechnung getragen werden kann. Dabei hat sich ergeben, daß 
eine sachgerechte, auf vielseitige Verwendbarkeit abzielendc Aus- 
bildung der Nachwuchskräfte mit abgeschlossenem Studium der 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialwissenschaften nur dann gewähr- 
leistet ist, wenn sie nicht bei den obersten oder oberen Bundes- 
behörden, sondern bei solchen nach geordneten Behörden der all- 
gemeinen Verwaltung durchgeführt wird, die den Nachwuchskräften 
einen Einblick in alle Verwaltungsaufgabcn Ihrer Laufbahn vermitteln 
und ihnen die Möglichkeit einer ausreichenden Einarbeitung bieten. 

Aus diesem Grunde sind Verhandlungen mit den Ländern auf- 
genommen worden, die allein über die erforderlichen Ausbildungs- 
möglichkeiten verfügen und entsprechende Prüfungen abhalten 
können. Lediglich die Länder wären auch in der Lage, das Studium 
den Bedürfnissen des Verwaltungsdienstes anzupassen. Der Über- 
nahme geeigneter Kräfte in den Bundesdienst dient die zu Artikel 
36 GG getroffene Vereinbarung mit den Landesregierungen, die es 
den obersten und oberen Bundesbehörden ohne eigenen Ver- 
waltungsunterbau ermöglicht, auf ausgebildete und in der Außen- 
verwaltung erfahrene Beamte zurückzugreifen. 

Die Bemühungen, mit den Ländern zu einer Regelung der Frage 
zu gelangen, haben bisher leider noch zu keinem Erfolg geführt. 
Ein starkes Hindernis liegt darin, daß nach 1945 in allen Ländern 
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die besondere Ausbildung im höheren Verwaltungsdienst abgeschafft 
worden ist. Die Verhandlungen werden aber mit Nachdruck fort- 
gesetzt. Bis zur Einrichtung eines Vorbereitungsdienstes und einer 
zweiten Staatsprüfung für Nachwuchskräfte mit abgeschlossenem 
Studium der Finanz-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften gilt die 
Übergangsregelung im § 179 des Bundesbeamtengesetzes, die in 
einem Rundschreiben der Bundesminister des Innern und der Finanzen 
vom 27. Juli 1953, abgedruckt im Gemeinsamen Ministerialblatt 
(S. 318, 321), näher erläutert worden ist. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß die Deutsche Bundespost 
regelmäßig eine - allerdings geringe - Zahl von Bewerbern, die 
die Prüfung als Diplom Volkswirt oder Diplomkaufmann bestanden 
haben, als Postreferendar einstellt. Ebenso läßt auch das Auswär- 
tige Amt Bewerber mit einem solchen Studium zum Vorbereitungs- 
dienst als Attache zu. 


Dr. Schröder 



